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30. Kreistagssitzung am 3. September 2010

Antrag: Gebühr für Google Street-View-Fahrten

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

die Fraktion DIE LINKE stellt folgenden Antrag:

Der Kreistag des Main-Kinzig-Kreises fordert den Kreisausschuss auf, zu prüfen, unter wel
chen Voraussetzungen der Main-Kinzig-Kreis und dessen Kommunen eine Gebühr für die Er
hebung von Daten und das Scannen der Straßen und Häuser in den Kommunen erheben kann.

Begründung:

Verschiedene Gemeinden haben schon eine Sondernutzungssatzung beschlossen. So muss der 
Internetdienstleister Google demnächst in Bergisch-Gladbach 100 Euro pro Kilometer zahlen, 
wenn er Kamerafahrten auf den Straßen vornehmen will. 

Für uns stellt sich deshalb die Frage, ob der Kreis ebenfalls eine solche Satzung für 
kreiseigene Straßen beschließen kann. Vor dem Hintergrund der derzeitigen 
Haushaltssituation ist die Einführung einer solchen Gebühr unumgänglich. 

Nach unserer Rechtsauffassung geht das systematische Befahren von öffentlichen Straßen 
über den regulären Gebrauch hinaus. Die Nutzung ist deshalb mit öffentlichen Gebühren zu 
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belegen. Sondernutzungsgebühren für Street-View-Fahrten haben bereits mehrere Städte, 
etwa Ratingen und Bonn, erlassen.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Andreas Müller f.d.R. Dr. Thomas Maurer
Fraktionsvorsitzender Fraktionsgeschäftsführer
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